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VOLKSBLATT heute 
mit «Weihnachtsseiten» 

In der heutigen Ausgabe warten 
ab Seite elf wieder neun Weih­
nachtsseiten auf unsere Leser, die 
durch weihnachtlichen Text und 
entsprechenden Illustrationen auf­
gelockert werden. Ebenfalls enthal­
ten ist ein Einblick in das vielfältige 
Angebot zahlreicher einheimischer 
Detailhandels- und Gewerbebetrie­
be und der VOLKSBLATT-Wett-
bewerb mit attraktiven Preisen in 
Form von Waren-Gutscheinen. 
Ausserdem finden Sie ein Gespräch 
mit dem evangelischen Pfarrer Hans 
Jaquemar und mit Peter Beck, Bus­
chauffeur und am Weihnachtsabend 
im Einsatz, vor. 

Von der Musikschule über den Finanzhaushalt bis zu Kinderzulagen 
Ein Überblick über die Landtagssitzung vom Mittwoch und Donnerstag dieser Woche - Die Gesetzesvorlagen, die zur Beratung anstehen 

(G.M.) - Schwerpunkt der Landtags­
sitzung, die auf den Mittwoch nnd Don­
nerstag anberaumt ist, stellt ohne Zweifel 
die Genehmigung des Budgets 1992 und 
die Kenntnisnahme des Finanzhaushalts 
1992 bis 1996 dar. Doch hat sich der 
Landtag auch mit verschiedenen Geset­
zesvorlagen zu befassen, wobei laut Trak­
tandenliste insgesamt fünf Gesetzesvorla­
gen vor der Detailberatung und damit vor 
der Verabschiedung stehen. Ebenfalls 
fünf Vorlagen, die diverse Änderungen 
bestehender Gesetze betreffen, stehen 
erstmals zur Beratung an. Im folgenden 
beleuchten wir kurz die Gesetzesvorlagen 
und gehen dann in der morgigen Ausgabe 
auf die Vorlagen mit finanziellen Aspek­
ten ein. 

Als ersten Tagesordnungspunkt wird 
der Landtag am Mittwoch laut Traktan­
denliste die Vorlage über die Musikschu­
le in Behandlung ziehen. Das Gesetz 
über die Errichtung der Stiftung Liech­
tensteinische Musikschule aus dem Jahre 

1973 soll den gewandelten Anforderun­
gen der erfolgreichen Musikschule ange-
passt und damit neu gefasst werden. Die 
vor knapp zwanzig Jahren geschaffene 
Organisationsstruktur der  Musikschule 
konnte mit der  Entwicklung der Schüler­
zahlen nicht mehr Schritt halten, ebenso 
steht die Musikschule seit Jahren vor 
Raumproblemen, die gelöst werden 
müssen. 

Konzept für Musikschule 
Wie aus dem Regierungsbericht zur 

Gesetzesvorlage hervorgeht, sieht das 
Konzept der  künftigen Musikschule eine 
Dezentralisierung vor, wobei es im Ober­
land zwei Musikschulzentren geben soll, 
im Unterland an die Realisierung von 
Räumlichkeiten für die Musikschule und 
die Kunstschule im Bereich des Schulzen­
trums in Eschen gedacht-wird. Mit der 
Gemeinde Triesen bestehen nach Anga­
ben der Regierung grundsätzliche Ab­
sprachen im Hinblick auf die Errichtung 

von Räumlichkeiten für die Musikschule 
sowie für die geplante Kunstschule in der  
ehemaligen Fabrik Jenny-Spoerry. Für 
die Detailberatung der Gesetzesvorlage, 
die an sich im Landtag unbestritten ist, 
hat die Regierung einen Zusatzbericht 
ausgearbeitet, der auf einzelne Fragen­
kreise eingeht. 

Beiträge an Bodenbewirtschaftung 
Eine Änderung in der bisherigen Land­

wirtschaftspolitik bringt die Gesetzesvor­
lage über die Ausrichtung von Beiträgen 
für die Bodenbewirtschaftung. Gemäss 
dem Vorschlag der  Regierung, der im 
Grundsatz unbestritten war, richtet der 
Staat an die Landwirte Beiträge aus, um 
eine schonende Nutzung des Bodens zu 
fördern und die Ackerfläche zu erhalten. 
Im Gegensatz zur früheren Subventionie-
rung der Landwirtschaft, die auf eine ste­
tige Produktionssteigerung ausgerichtet 
war, steht nun die Erhaltung der Land­
wirtschaftsflächen im Vordergrund. Das 

Ungetrübter Sonnenschein in unserer Bergwelt 
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Bundesrat gewährt 
Finanzhilfen 

Bern (spk) Der Bundesrat hat am 
Montag beschlossen, 34 Mio Franken für 
die Entwicklungshilfe zur Verfügung zu 
stellen. Der Löwenanteil geht an afrika­
nische Länder als Kompensation von Ex­
porteinnahmen infolge gesunkener Roh­
stoffpreise. Weitere 9,5 Mio Franken will 
der Bundesrat dem Internationalen Ko­
mitee vom Roten Kreuz (IKRK) für lau­
fende Projekte in Afrika überweisen. 

21,1 Mio gehen zur Kompensation von 
Rohstofferlösausfällen an die afrikani­
schen Staaten Äthiopien, Gambia, Su­
dan, Tansania, Togo und Zentralafrikani­
sche Republik sowie an Haiti (Karibik). 
Damit wird der Zerfall der Weltmarkt­
preise für Baumwolle, Bohnen, Erdnüs­
se, Kaffee, Kakao, Tabak und weitere 
Rohstoffe teilweise ausgeglichen. 

Während sich Wetterprognosen f ü r  das Talgebiet in den letzten Tagen oft nur schwer machen Hessen, da der Nebel mal höher, mal 
tiefer und dann wieder überhaupt nicht liegt, ist unserer Bergwelt zurzeit ungetrübter Sonnenschein sicher. Dementsprechend 
verbringen auch viele die freie Zeit in der Höhe und gemessen den Blick über die Bergketten und au f  das Nebelmeer. Unser Bild 
entstand in den letzten Tagen in Triesenberg und zeigt einen Blick ins Tal, das man zum Unmut der Talbewohnerinnen leider derzeit 
allzuoft nicht sieht. (Bild:bs) 

Starker Rückgang der staatlichen Investitionen für 1992 
Der Voranschlag für  das Jahr 1992 im Detail - 15 Mio. Fr. weniger als im Vorjahr, um finanzpolitische Zielsetzungen zu erreichen 

(G.M.) - Um die vor zwei Jahren fest­
gelegten finanzpolitischen Zielsetzun­
gen zu erreichen und vor dem Hinter­
grund einer angespannten Finanzlage 
des Staates sieht der Voranschlag 1992 
der Regierung deutlich weniger Investi­
tionen als im Voijahresbudget vor. Die 
Investitionsausgaben für das kommen­
de Jahr, so kommentiert die Regierung 
die Investitionsrechnung, sind äusserst 
zurückhaltend bemessen. Weiter heisst 
es im Bericht der Regierung: «Im Rah­
men der Beratungen zur Erarbeitung 
des Budgetentwurfs wurden alle Mög­
lichkeiten einer restrikten Kreditfest­
setzung ausgeschöpft und der Errei­
chung der finanzpolitischen Zielsetzun­
gen der Vorrang vor erwünschten Zu­
satzinvestitionen eingeräumt.» 

Der Voranschlag sieht investive Aus­
gaben von 79,5 Mio. Fr. und Einnah­
men von 4,9 Mio. Fr. vor, so dass Net-
to-Investitionen von 74,5 Mio. resultie­
ren. Im Vergleich zum Voijahr nehmen 
die Ausgaben des Investitionshaushalts 
um 14,7 Mio. Fr. ab, während auf der 

Einnahmenseite mit einem Ertragsplus 
von 630 000 Fr. gerechnet wird. Die 
Netto-Investitionen liegen nach Auf­
rechnung dieser Zahlen um 15,3 Mio. 
Fr. unter dem Vorjahresbudget. Zur 
Deckung der Netto-Investitionen ste­
hen aus den Mitteln der Selbstfinanzie­
rung buchmässige Erträge von 72,9 
Mio. Fr. gegenüber, worunter auch die 
Mittel aus dem Reservefonds, so dass 
schliesslich ein Fehlbetrag von 1,6 Mio. 
Fr. in der Gesamtrechnung resultiert. 

Deutlich weniger Hochbauten 
Die Hochbautätigkeit des Staates re­

duziert sich gemäss Voranschlag auf 
11,9 Mio. Fr., nachdem im laufenden 
Jahr noch Bauinvestitionen von 20,6 
Mio. Fr. vorgesehen sind. Im Vorjah­
resvergleich sind damit 8,7 Mio. Fr. 
weniger auf dem Bausektor vorgese­
hen, was durch die Verschiebung von 
Bauvorhaben erreicht wurde. Aus kon­
junkturellen Gründen denkt die Regie­
rung nicht an eine Erhöhung der eige­
nen Bautätigkeit, wie sie im Bericht an 
den Landtag ausführt: «Angesichts des 

guten Auslastungsgrades der Bauwirt­
schaft sieht die Reigerung keinen An-
lass, das Bauvolumen der öffentlichen 
Hand zu erhöhen oder Zusatzprogram­
me  vorzubereiten, welche eine Stüt­
zung des Bauhaupt- und Baunebenge­
werbes ermöglichen würden.» 

Weniger Tiefbauten 
In  Anbetracht der Aufwendungen 

für das Tbnnel Triesenberg - 'Steg im 
Ausmass von rund 2 Mio. Fr. sieht das 
Strassenbauprogramm, das die Regie­
rung bereits in einem gesonderten Be­
richt vorlegte, nur noch einen Ausga­
benrahmen von 3 Mio. Fr. vor. Auch 
die Telefonanlagen, die im Vorjahres­
budget noch 19,1 Mio. Fr. ausmachten, 
würden um 2,6 Mio. Fr. auf 16,5 Mio. 
Fr. reduziert. Ebenso rechnet die Re­
gierung mit einer Verringerung der  
Darlehen für staatlich geförderte 
Wohnbauten und der Studiendarlehen 
um 2,1 Mio. Fr. auf 12,5 Mio. Fr. 

20 MUlionen für die Gemeinden 
Im Gegensatz zu den Eigeninvesti­

tionen rechnet die Regierung mit 
einem Anstieg der  Subventionen an  die 
Gemeinden um 1,4 Mio. Fr. auf 20 
Mio. Fr. Während Jahren war das Sub­
ventionsvolumen für die Hochbauten, 
Tiefbauten und Sportanlagen in den 
Gemeinden auf 10 Mio. Fr. stabilisiert 
worden. Für  1992 zeichnet sich nach 
dem Regierungsbericht eine Erhöhung 
auf 11,5 Mio. Fr. ab, da verschiedene 
grössere Investitionsprojekte in einzel­
nen Gemeinden vor der Realisierung 
stehen. Die Erhöhung der Bau-Sub­
ventionen um 1,5 Mio. Fr. entspricht 
nach' Angaben der Regierung jedoch 
nicht den Erwartungen der Gemein­
den. Gesamthaft seien Projekte zur 
Subventionierung angemeldet worden, 
die eine Bereitstellung von Baukosten­
beiträgen von 15,5 Mio. Fr. nach sich 
gezogen hätte. Die Regierung ist je­
doch der Auffassung, dass auch die Ge­
meinden «in Zeiten finanzieller Eng­
pässe» ihre Begehren auf die gege­
benen Möglichkeiten einschränken 
sollten. 

Gesetz richtet sich nach den Grundsätzen 
des landwirtschaftlichen Leitbildes. Auf 
einzelne Fragen, die während der ersten 
Lesung offenblieben, hat  die Regierung 
auch hier dem Landtag einen Zusatzbe­
richt unterbreitet. 

Erhöhung der Familienzulagen 
Über Antrag des Verwaltungsrates der  

FAK-Anstalt unterbreitete die Regierung 
dem Landtag den Antrag, die Kinderzu­
lagen zu erhöhen. Die Abgeordneten 
sprachen sich angesichts der guten Reser­
venlage des FAK-Fonds für eine Anhe-
bung der Ansätze auf den 1. Januar 1992 
aus und werden voraussichtlich die Vorla­
ge ohne Vorbehalte genehmigen. Die  
Kinderzulage wird damit pro Kind 190 
Fr. betragen, für Kinder ab 10 Jahren 
oder bei mehr als zwei Kindern pro Fami­
lie erhöht sich das Kindergeld auf monat­
lich 240 Fr. Ausserdem werden die Ge­
burtszulagen auf 1700 Fr. bei einem Ein­
zelkind erhöht, bei einer Mehrlingsgeburt 
auf 2200 Fr. pro Kind. 

Finanzhaushalt und Strassenverkehr 
Die Vorlage der Regierung über  die 

Änderung des Finanzhaushaltgesetzes 
umfasst einerseits die Anhebung der Li­
miten für das Finanzreferendum, ander­
seits Anpassungen im Gesetz durch eine 
Definition der «gebundenen Ausgaben» 
sowie in bezug auf die Nachtragskredite: 
Künftig sollen nur noch Nachtragskredite 
vorgelegt werden müssen, die mehr  als 
3000 Fr. umfassen. Während sich der 
Landtag mit der Änderung des Finanz­
haushaltgesetzes einverstanden erklären 
konnte, ergaben sich gewichtige Vorbe­
halte gegenüber der  Anhebung der  Limi­
ten. Nach Auffassung einiger Abgeord­
nete werden damit Volksrechte beschnit­
ten. Es ist also durchaus möglich, dass die 
von der Regierung vorgeschlagenen Li­
miten - 500 000 Fr. für eine einmalige 
Ausgabe und 200 000 Fr. für jährliche 
Neuausgaben - vom Landtag gekürzt 
werden. 

Unverhältnismässig viel Zeit investier­
te der Landtag bisher in das Gesetz über 
die Abänderung des Strassenverkehrsge-
setzes. Auf  Antrag der VU-Fraktion wur­
de anlässlich der letzten Sitzung nur  die 
zweite Lesung durchgeführt, die Be­
schlussfassung jedoch verschoben. Inzwi­
schen hat die Regierung zur Klärung eini­
ger Fragen, insbesondere im Zusammen­
hang mit der Blut- und Urinprobe bei 
Verdacht auf Angetrunkenheit, nochmals 
einen zusätzlichen Bericht vorgelegt. 

Neue Gesetzesvorlagen 
Fünf verschiedene Gesetzesvorlagen, 

die allerdings von geringer Tragweite 
sind, hat der  Landtag erstmals in Behand­
lung zu ziehen. Einmal geht es um die 
Erhöhung der Blindenbeihilfen, zum an­
deren um die Regelung, dass Regierungs­
mitglieder für die Teilnahme an Tagun­
gen und Konferenzen im Ausland auch 
Spesenentschädigungen erhalten. Diesen 
zwei Vorlagen, die den Staat etwas Geld 
kosten, sollen die anderen drei Vorlagen 
der Staatskasse etwas einbringen. So sol­
len die Öffentlichkeitsregistergebühren 
erhöht werden, mit der Änderung des 
Subventionsgesetzes will die Regierung 
2,1 Mio. Fr. einsparen, weil sie künftig 
keine Subventionen mehr für den Bau 
von Abfallentsorgungsanlagen ausrichten 
möchte. Und schliesslich möchte die Re­
gierung auch eine Einsparung durch die 
Kürzung des Staatsbeitrages an die Ar­
beitslosenversicherung erreichen. 

(075) 4 16 90 
H e i z ö l . . .  am liebsten vom Rieser! 


